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Die Vollversammlung des Stadtrates hat am 19.12.2018 die 
Änderung des Flächennutzungsplanes mit integrierter Land-
schaftsplanung sowie die Aufstellung des Bebauungsplanes 
mit Grünordnung Nr. 2138 und die Teilaufhebung des Aufstel-
lungsbeschlusses Nr. 1374 vom 03.02.1982, ergänzt durch  
Beschluss vom 21.07.1993, für den Bereich des neuen Aufstel-
lungsbeschlusses Nr. 2138 beschlossen.

Der Umgriff des Aufstellungsbeschlusses für den Bebauungs-
plan Nr. 2138 ist mit Grafik 1 dargestellt. Die aufzuhebenden 
Bereiche des Bebauungsplanes Nr. 1374 sind in Grafik 2 
schraffiert dargestellt.

Ziel der Planungen ist es, ein neues Wohnquartier mit eigen-
ständigem Charakter, abwechslungsreicher Gestaltung sowie 
vielfältigen und differenzierten Freiräumen mit hoher Aufent-
haltsqualität zu schaffen. Dabei soll auf den ortstypischen 
Charakter von Feldmoching mit verträglich ausgestalteten 
Übergängen zum Bestand und einer angemessenen Höhen-
entwicklung reagiert werden.

Auf dem Areal sollen insbesondere bezahlbare Wohnungen 
für unterschiedliche Einkommensgruppen entstehen. Zudem 
sollen ein Schul- und Sportcampus mit Gymnasium, Grund-
schule und zusätzlichen Sportflächen für den Schul- und Brei-
tensport sowie weitere soziale Einrichtungen errichtet werden. 
Grundlage für die Neuplanung des Geländes ist die Durchfüh-
rung eines städtebaulichen und landschaftsplanerischen 
Werttbewerbs mit Öffentlichkeitsbeteiligung.

München, 20. Dezember 2018	 Referat für Stadtplanung
		  und Bauordnung

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Theresienstr. 93, Fl.Nr. 5097/0, Gemarkung Sektion III
Grundrissänderung Gastraum – Küche in einer Gaststätte

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 18.12.2018, Az. 602-1.1-2018-19629-22, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen/Nebenstimmungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 5098, Fl.Nr. 5099, Fl.Nr. 5245/3 und Fl.Nr. 
5253, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß 
Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmi-
gungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenann-
ten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern 
befinden, wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün-
chen als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadt-
planung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukom-
mission, Blumenstraße 19, Zimmer 207, einsehen. Vereinbaren 
Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse plan.ha4-
lbk-team22@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233-2 55 63.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-

gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage 
muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt München) 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben,  
der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
–– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.06.2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es be-
steht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch 
einzulegen.

–– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elektro-
nischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

–– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

–– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 18. Dezember 2018	 Landeshauptstadt München
		  Referat für Stadtplanung und 
		  Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO 

Anwesen: Jensenstraße 6
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: 
Gemarkung Bogenhausen / Flurnr. 192/29 / Stadtbezirk 13
Nutzungsänderung: Büroräume zu Kindertagesstätte (2 Krip-
pen- und 1 Kindergartengruppe)

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 19.12.2018, Az. 602-1.1-2018-16253-31, wurde 
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die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter
Auflagen und Hinweisen erteilt.

Den Nachbarn die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben,  
ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bauge-
nehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vor
genannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigen-
tümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19 einsehen. Vereinbaren Sie 
dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse plan.ha4- 
lbk-team31@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43,
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen ange
geben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in  
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

–– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es be-
steht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch 
einzulegen.

–– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elektro-
nischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

–– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

–– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten.

München, 19. Dezember 2018	 Landeshauptstadt München 	
�		�  Referat für Stadtplanung und 

Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Anwesen: Ickstattstr. 5
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Fl.Nr. 11576/0,  
Gemarkung Sektion VI, Bezirk 02
Neubau Rückgebäude: Wohngebäude mit Tiefgarage;  
Bestand Vordergebäude: Anbau Aufzug + Balkone,  
Nutzungsänderung EG Laden mit Wohnung zu TG-Zufahrt 
mit Wohnung, Teilung 2. OG 2 WE in 3 WE, Dachgeschoss
ausbau

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 20.12.2018, Az. 602-1.2-2018-3322-21, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen/Nebenstimmungen und Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: Fl.Nr. 11575; Fl.Nr. 11577; Fl.Nr. 11602; 
Fl.Nr. 11603 und Fl.Nr. 11604( darunter die beiden Wohneigen-
tümergemeinschaften Klenzestr. 59 und 59a sowie Ickstattstr. 
3a), die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß 
Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmi-
gungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenann-
ten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern 
befinden, wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün-
chen als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadt-
planung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukom-
mission, Blumenstraße 19, Zimmer 123, einsehen. Vereinbaren 
Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse klaus.
bichlmayer@muenchen.de bzw. Telefonnummer 2 33-215 46.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München, 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage 
muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt München) 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben,  
der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
–– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es be-
steht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch 
einzulegen.

–– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
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Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elektro-
nischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

–– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

–– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 20. Dezember 2018	 Landeshauptstadt München
		  Referat für Stadtplanung und 
		  Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Kurfürstenstr. 12/ RGB, Fl.Nr. 4392/0, Gemarkung Sektion III
Neubau eines Zweifamilienhauses 
(als Rückgebäude im Hof)

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 21.12.2018, Az. 602-1.2-2017-27178-22, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen/Nebenstimmungen/Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 4390, Fl.Nr. 4391, Fl.Nr. 4395, Fl.Nr. 4394 
und Fl.Nr. 4393, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, 
ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bau
genehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vor-
genannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigen-
tümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 207, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail
adresse plan.ha4-lbk-team22@muenchen.de bzw. Telefon-
nummer 233-2 55 63.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 

80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München, 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage 
muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt München) 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der 
angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift bei-
gefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Ab-
schriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
–– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.06.2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es be-
steht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Wider-
spruch einzulegen.

–– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elektro-
nischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

–– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

–– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 21. Dezember 2018	 Landeshauptstadt München
		  Referat für Stadtplanung und 
		  Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission

Bekanntmachung
über den Abschluss des Wirtschaftsjahres 2017 
der Stadtgüter München

Der Stadtrat der Landeshauptstadt München hat am 19. De-
zember 2018 den Jahresabschluss und den Lagebericht der 
Stadtgüter München für das Wirtschaftsjahr 2017 (01. Januar 
2017 – 31. Dezember 2017) festgestellt und über die Behand-
lung des Jahresergebnisses beschlossen.

München, 20. Dezember 2018

Kommunalreferat
Stadtgüter München
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Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz,  
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter Einbezie-
hung der Buchführung und den Lagebericht des Eigenbetrie-
bes Stadtgüter München für das Wirtschaftsjahr vom 01.01. 
bis 31.12.2017 geprüft. Durch Art. 107 Abs. 3 Satz 2 GO wurde 
der Prüfungsgegenstand erweitert. Die Prüfung erstreckt sich 
daher auch auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbe-
triebes i.S. von § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG. Die Buchführung und 
die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach 
den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und ergän-
zenden landesrechtlichen Vorschriften und den Bestimmun-
gen der Betriebssatzung und die wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Eigenbetriebes liegen in der Verantwortung der Werklei-
tung des Eigenbetriebes. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurtei-
lung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buch-
führung und über den Lagebericht sowie über die wirtschaftli-
chen Verhältnisse des Eigenbetriebes abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung entsprechend  
§ 317 HGB und Art. 107 Abs.3 Satz 2 GO unter Beachtung der 
KommPrV und der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu 
planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 
die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden und dass mit hinrei-
chender Sicherheit beurteilt werden kann, ob die wirtschaftli-
chen Verhältnisse des Eigenbetriebes Anlass zu Beanstan-
dungen geben. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen 
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über 
das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Eigenbetriebes 
sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. 
Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie 
Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss 
und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben 
beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewand-
ten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschät-
zungen der Werkleitung des Eigenbetriebes sowie die Würdi-
gung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts. Die Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
haben wir darüber hinaus entsprechend den vom IDW festge-
stellten Grundsätzen zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Verhältnisse ge-
mäß § 53 HGrG vorgenommen. Wir sind der Auffassung, dass 
unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere 
Beurteilung bildet.

Vor dem Hintergrund der auf dieser Grundlage gewonnenen 
Erkenntnisse bestätigen wir nach § 7 Abs. 4 Nr. 2 und 3 
KommPrV: 

Die Buchführung und der Jahresabschluss entsprechen nach 
unserer pflichtgemäßen Prüfung den Rechtsvorschriften und 
der Betriebssatzung. Der Jahresabschluss vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. Der Lagebericht steht 
im Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetz-
lichen Vorschriften, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage des Eigenbetriebs und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. Die wirt-
schaftlichen Verhältnisse wurden geprüft; sie geben keinen 
Anlass zu Beanstandungen.

München, 15.06.2018

BKWP Wiedemann & Partner mbB
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Helmut Wiedemann
Wirtschaftsprüfer

Jahresabschluss und Lagebericht der Stadtgüter München 
werden hiermit festgestellt.

Der Jahresgewinn in Höhe von 351.790,65 € wird in die Bilanz 
2018 vorgetragen. Der Gewinnvortrag wird in Höhe von 
39.664,00 € zur Stammkapitalverzinsung verwendet und der 
Restbetrag in Höhe von 312.126,65 € der allgemeinen Rücklage 
zugeführt. Für das Wirtschaftsjahr 2017 wird gemäß Art. 102 
Abs. 3 GO die Entlastung erteilt.

München, 19. Dezember 2018

gez. Dieter Reiter	 gez. Kristina Frank
Oberbürgermeister	 Berufsmäßige Stadträtin

Der Jahresabschluss und der Lagebericht der Stadtgüter 
München liegen in der Zeit vom 17. Januar 2019 bis 31. Januar 
2019 Montag bis Donnerstag jeweils von 9.00 – 15.00 Uhr, am 
Freitag von 9.00 bis 12.00 Uhr, im Verwaltungsgebäude der 
Stadtgüter München, Freisinger Landstraße 153, 80939 Mün-
chen, zur Einsicht auf.

Bekanntmachung über den Abschluss des Wirtschafts-
jahres 2017 des Abfallwirtschaftsbetriebes München 

Der Stadtrat der Landeshauptstadt München hat am 
19.12.2018 den Jahresabschluss (Bilanz mit Gewinn- und Ver-
lustrechnung) des Abfallwirtschaftsbetriebes München für das 
Wirtschaftsjahr 2017 (01. Januar bis 31. Dezember 2017) fest-
gestellt. Das erzielte Jahresergebnis wird in die Bilanz 2018 
vorgetragen.

München, 19.12.2018			 
Abfallwirtschaftsbetrieb München

gez. Kristina Frank				  
gez. Michaela Jüngling
Erste Werkleiterin				  
stellvertretende Zweite Werkleiterin 

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
vom 31.07.2018

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz,  
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter Einbezie-
hung der Buchführung und den Lagebericht des Abfallwirt-
schaftsbetriebes München, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
bis zum 31. Dezember 2017 geprüft. Durch § 107 Abs. 3 Satz 
2 GO Bay wurde der Prüfungsgegenstand erweitert. Die Prü-
fung erstreckt sich daher auch auf die wirtschaftlichen Ver-
hältnisse des Eigenbetriebs i.S.v. § 53 Abs. 1 Nr. 2 HgrG. Die 
Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und 
Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vor-
schriften und den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften 
sowie den ergänzenden Bestimmungen der Betriebssatzung 
und die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebs liegen 
in der Verantwortung der Werkleitung des Eigenbetriebs. Un-
sere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchge-
führten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss 
unter Einbeziehung der Buchführung, über den Lagebericht 
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sowie über die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebs 
abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB 
und Art. 107 Abs. 3 Satz 2 GO Bay unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. 
Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass 
Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des 
durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht 
vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt wer-
den kann, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbe-
triebs Anlass zu Beanstandungen geben. Bei der Festlegung 
der Prüfungshandlungen werden die Erkenntnisse über die 
Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche 
Umfeld des Eigenbetriebs sowie die Erwartungen über mögli-
che Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die 
Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kon
trollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, 
Jahresabschluss und Lagebericht sowie die Anforderungen 
aus der Erweiterung des Prüfungsgegenstands überwiegend 
auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst 
die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze 
und der wesentlichen Einschätzungen der Werkleitung des  
Eigenbetriebs sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Die Prüfung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse haben wir darüber hinaus 
gemäß dem vom Institut der Wirtschaftsprüfer festgestellten 
Grundsätzen zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführung und der wirtschaftlichen Verhältnisse nach  
§ 53 HgrG vorgenommen. Wir sind der Auffassung, dass un-
sere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere 
Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss des 
Abfallwirtschaftsbetriebes München, München, den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden landes-
rechtlichen Vorschriften sowie den ergänzenden Bestimmun-
gen der Betriebssatzung und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-,  
Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs. Der Lagebericht 
steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den 
gesetzlichen Vorschriften, vermittelt insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage des Eigenbetriebs und stellt die Chan-
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebs gehen 
nach unserer Beurteilung keinen Anlass zu wesentlichen  
Beanstandungen“.

Mit Datum vom 31.07.2018 wurde der uneingeschränkte  
Bestätigungvermerk erteilt.

München, den 31. Juli 2018

Deloitte GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

(Dorn)	 (Sommer)
Wirtschaftsprüfer	 Wirtschaftsprüfer

Der Jahresabschluss 2017 und der Lagebericht des Abfall-
wirtschaftsbetriebes München liegen in der Zeit vom 4. März 
bis 22. März 2019 jeweils von 9:00 Uhr bis 15:00 Uhr – an den 

Freitagen von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr – im Verwaltungsgebäude 
des Abfallwirtschaftsbetriebes München, Georg-Brauchle-
Ring 29, zur Einsicht aus.

Finanzdaten- und Beteiligungsbericht 2018

„Gemäß Art. 94 Abs. 3 GO ist die Landeshauptstadt München 
verpflichtet, „jährlich einen Bericht über ihre Beteiligungen an 
Unternehmen in einer Rechtsform des Privatrechts zu erstel-
len, wenn ihr mindestens der zwanzigste Teil der Anteile eines 
Unternehmens gehört“ und diesen zu veröffentlichen.

Der Beteiligungsbericht 2018 der Landeshauptstadt München 
liegt in der Stadtkämmerei, Rathaus, Marienplatz 8, Zimmer 
166 aus und kann dort nach telefonischer Terminvereinbarung 
bei Herrn Kilian Martini (089/2 33- 9 2129) eingesehen werden.

Der Beteiligungsbericht 2018 kann auch über das Internet-
Portal „www.muenchen.de“ als pdf-Datei heruntergeladen 
werden (Stichwort: „Finanzdaten- und Beteiligungsbericht“).“

München, 20. Dezember 2018	 Landeshauptstadt München
		  Stadtkämmerei
		�  HA I Grundsatzangelegen-

heiten
		�  Abt. 3 Beteiligungen,		

Wirtschaftlichkeitsrechnun-
gen	
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Wieser, Raimund: Verfolgung von Lebensmittelverstößen. 
Handbuch für die Lebensmittelkontrolleure, Veterinäre 
und Verwaltung. – 6. aktualisierte und vertiefte Aufl. –  
Heidelberg: Rehm, 2018. XX, 351 S.  
ISBN 978-3-8073-2681-8; € 52,99.

Das Praxishandbuch bietet Lebensmittelkontrolleuren und  
Veterinären eine Handreichung zur Ermittlung lebensmittel-
rechtlicher Verstöße mit Stand September 2018 und aller bis 
dahin bekannten, 2019 in Kraft tretenden Änderungen.
Schwerpunkte sind die 
–– Übersicht der Lebensmittelstraftaten und Ordnungswidrig-

keiten im LFGB und nationalen Ahndungsverordnungen, 
insbesondere mit den Voraustatbeständen in EU-Verord-
nungen

–– Maßnahmen zur Aufklärung des Sachverhalts bei der  
Lebensmittelüberwachung

–– gerichtssichere Dokumentation festgestellter Zuwiderhand-
lungen

–– Firmenorganigramme der Lebensmittelunternehmer und 
Täterermittlung in größeren Betrieben

–– Zusammenarbeit zwischen Lebensmittelüberwachung, der 
Verwaltung und Staatsanwaltschaft

–– Zumessung der Geldbuße und Vorteilsabschöpfung illega-
ler Gewinne. 

Das Handbuch enthält zahlreiche Musterdokumente und ein-
schlägige Anhörungen und Bußgeldbescheide. Ein vollständi-
ger Musterfall zeigt alle Änderungsmöglichkeiten bei juristi-
schen Personen auf.

Festschrift für Rudolf Rengier zum 70. Geburtstag. Hrsg. 
von Bernd Hecker, Bettina Weißer und Christian Brand. – 
München: Beck, 2018. XI, 713 S. ISBN 978-3-406-72655-2; 
€ 249.–

Mit dieser Festschrift würdigen die Autoren den Hochschul-
lehrer und Strafrechtsdogmatiker Rudolf Rengier zu seinem 
70. Geburtstag.
Rudolf Rengier schloss das Studium der Rechtswissenschaft 
1973 mit der Ersten juristischen Staatsprüfung an der Univer-
sität Freiburg ab. Im Jahr 1978 wurde Rudolf Rengier an der 
Universität Freiburg mit der Arbeit „Die Zeugnisverweige-
rungsrechte im geltenden und künftigen Strafverfahrensrecht“ 
zum Dr. jur. promoviert und legte im selben Jahr die zweite  
juristische Staatsprüfung ab. 1984 habilitierte er sich mit der 
Habilitationsschrift: „Erfolgsqualifizierte Delikte und verwand-
te Erscheinungsformen“.
Zunächst war Rudolf Rengier Professor für Strafrecht, Straf-
prozessrecht und Nebengebiete an der Ludwig-Maximilians-
Universität München. Von 1986 bis 2018 war Rengier Ordinarius 
des Lehrstuhls für Strafrecht und Nebengebiete an der Uni-
versität Konstanz.
Die über 60 Beiträge spiegeln den Wirkungskreis des Jubilars 
wider. Die Abhandlungen versammeln sich unter folgenden 
Überschriften:
–– Strafrecht Allgemeiner Teil
–– Strafrecht Besonderer Teil
–– Strafprozessrecht
–– Europäisches Strafrecht
–– Ausländisches Strafrecht
–– Rechtsphilosophie, Rechtsmethodik und Rechtsgeschichte
–– Kriminologie und Kriminalpolitik

Abgerundet wird die Festschrift mit einem Schriftenverzeich-
nis von Rudolf Rengier, das u.a. auch seine bekannten Lehr-
bücher zum Strafrecht aufführt.

Nichtamtlicher Teil

Festschrift für Thomas Fischer. Hrsg. von Stephan Barton, 
Ralf Eschelbach, Michael Hettinger, Eberhard Kempf, 
Christoph Krehl und Franz Salditt. – München: Beck, 2018. 
XVIII, 1263 S. 1 CD-ROM. ISBN 978-3-406-72459-6;  
€ 179.-

Thomas Fischer feierte am 29. April 2018 seinen 65. Geburts-
tag. Zuletzt war der meinungs- und durchsetzungsstarke  
Jurist Vorsitzender Richter des 2. Strafsenats des Bundes
gerichtshofs. Der Jubilar ist einer breiten Öffentlichkeit durch 
die kontrovers diskutierten Kolumnen auf Zeit Online sowie 
durch Fernsehauftritte bekannt. Die Fachöffentlichkeit schätzt 
seinen jährlich überarbeiteten Standard-Kurzkommentar zum 
Strafgesetzbuch, der im Beck Verlag erscheint.
Die vielfältigen Wirkungskreise von Thomas Fischer spiegeln 
sich auch in einer vielseitigen und vielschichtigen Festschrift 
wider. Die 85 Beiträge befassen sich nicht nur mit juristischen 
Fragestellungen, sondern der Band bietet auch Abhandlungen 
aus politischen, journalistischen, kriminologischen, psychiatri-
schen und künstlerischen Perspektiven. Mehrere Beiträge  
beschäftigen sich auch unmittelbar mit der Person Thomas 
Fischer. Sehr ungewöhnlich, enthält die Festschrift auch einen 
Audio-Beitrag, der auf einer beigefügten CD gebrannt ist.
Der Band wird mit einem Schriftenverzeichnis von Thomas  
Fischer abgerundet, das u.a. auch die Beiträge zur ZEIT-ON-
LINE-Kolumne „Fischer im Recht“ nachweist.

Schulordnung für die Grundschulen in Bayern (Grund-
schulordnung – GrSO). Kurzkommentar zur Schulordnung 
und der Bayerischen Schulordnung BaySchO mit Gesetz 
über das Erziehungs- und Unterrichtswesen BayEUG. 
Von Maria Wilhelm. – 6. Aufl. – München: Maiß, 2018. 214 
S. ISBN 978-3-95672-102-1; € 12,90.

Schulordnung für die Mittelschulen in Bayern (Mittel-
schulordnung – MSO). Kurzkommentar zur Schulordnung 
und der Bayerischen Schulordnung BaySchO mit Gesetz 
über das Erziehungs- und Unterrichtswesen BayEUG. 
Von Alexandra Brumann. – 6. Aufl. – München: Maiß, 2018. 
252 S. ISBN 978-3-95672-104-5; € 12,90.

Ab dem Schuljahr 2016/17 wurden die Regelungen, die für alle 
Schularten in gleicher Weise gelten, in einer „Bayerischen 
Schulordnung (BaySchO)“ zusammengefasst. In den Ausga-
ben ist die BaySchO – mit Stand 10. Juli 2018 – jeweils auf  
farbigem Papier abgedruckt.
Die BaySchO wie auch die Grundschulordnung und die Mittel-
schulordnung sind mit Kurzkommentaren in kursiver Schrift 
versehen.
Beide Ausgaben enthalten den aktuellen Text des Bayerischen 
Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) 
in der Fassung vom 24. Juli 2018.
In den Anlagen sind jeweils Stundentafeln, Auszüge aus ein-
schlägigen Schreiben des Kultusministeriums und alle Zeug-
nisse abgedruckt. Stichwortverzeichnisse runden die Bände 
ab.
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Meier, Alexander; Peter von Czettritz, Marc Gabriel und 
Marcel Kaufmann: Pharmarecht. Arzneimittel- und  
Medizinprodukterecht. – 2., vollständig überarb. Aufl. – 
München: Beck, 2018. XXXI, 501 S. (NJW Praxis; 93)  
ISBN 978-3-406-70319-5; € 89.–

Der Band aus der Reihe NJW Praxis bietet eine systematische 
Einführung in das Pharmarecht. Die Darstellung behandelt 
das Recht der Arzneimittel, Medizinprodukte und Hilfsmittel. 
Zudem zeigt das Werk die vielfältigen Querverbindungen zum 
Recht der gesetzlichen Krankenkassen auf. Auch Fragen der 
Ausschreibung medizinischer Studien und der Zulassung so-
wie des Inverkehrbringens von Arzneimitteln werden themati-
siert. Ebenso werden europarechtliche Aspekte, etwa bei der 
Zulassung von Arzneimitteln erläutert.
Die Neuauflage ist in Gesetzgebung, Rechtsprechung und  
Literatur auf dem aktuellen Stand vom 1. Juli 2018. Berück-
sichtigt werden die bereits 2016 in Kraft getretene neue euro-
päische Clinical Trials Regulation und die im selben Jahr in 
Kraft getretene neue europäische Medical Device Regulation 
sowie die Vergaberechtsreform und die Änderungen im Be-
reich Data Privacy. Auch die Folgen des Brexit werden erörtert 
und die Verlegung des Dienstsitzes der European Medicines 
Agency (EMA) nach Amsterdam. 

Handbuch Umweltrecht. Hrsg. von Hans-Joachim Koch, 
Ekkehard Hofmann und Moritz Reese. – 5., überarb. Aufl. 
– München: Beck, 2018. LXIX, 1284 S.  
ISBN 978-3-406-71058-2; € 129.– 

Das klar strukturierte Handbuch umfasst 18 selbständige  
Kapitel zum Umweltrecht. Behandelt werden u.a. das Umwelt-
völkerrecht, das Umweltrecht der EU, das Immissionsschutz-
recht und das allgemeine Umweltverwaltungsrecht. Zudem 
werden wesentliche Kernmaterien des Umweltrechts wie 
Atomrecht, Gentechnikrecht und Naturschutzrecht in eigenen 
Kapiteln besprochen.
Zur besseren Einheitlichkeit sind alle Kapitel konsequent nach 
den gleichen Darstellungsprinzipien gestaltet. Schaubilder 
und Tabellen veranschaulichen zusätzlich die Inhalte.
Die aktuelle Auflage wurde neu bearbeitet und berücksichtigt 
die aktuelle Rechtsprechung und Literatur. Neu hinzugekom-
men sind die Kapitel zum Umwelthaftungs- und Umweltstraf-
recht.
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